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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Als vorberatende Kommission des Erstrates befasste sich im Februar 2023 die SPK-SR
mit dem Bundesgesetz über das Verbot der Verhüllung des Gesichts (BVVG). Sie trat
zunächst mit 6 zu 4 Stimmen bei 3 Enthaltungen auf das Geschäft ein und beriet es im
Detail. In der Gesamtabstimmung lehnte sie die Vorlage dann jedoch mit Stichentscheid
des Präsidenten Mathias Zopfi (gp, GL) bei 5 zu 5 Stimmen und 3 Enthaltungen ab. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, dass die Umsetzung des in der
Bundesverfassung verankerten Gesichtsverhüllungsverbots in die Zuständigkeit der
Kantone falle, da es sich um eine Frage der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
handle. Dass sich der Bundesrat hier auf seine Strafrechtskompetenz stütze, sei nicht
angebracht, weil nicht die Bestrafung im Vordergrund stehe. 
Für den Ständerat war der Ablehnungsentscheid seiner Kommission in der
Gesamtabstimmung mit einem Antrag auf Nichteintreten gleichzusetzen. Dem
gegenüber stand ein Einzelantrag Chiesa (svp, TI) auf Eintreten. Die kleine Kammer
führte in der Frühjahrssession 2023 also die Eintretensdebatte zum Geschäft.
Kommissionspräsident Mathias Zopfi stellte klar, es sei nicht der Wille der Kommission,
das Verhüllungsverbot nicht umzusetzen. Alleine aus der Tatsache, dass es ich um eine
Bestimmung der Bundesverfassung handle, lasse sich aber keine Bundeskompetenz
begründen, legte er die Position der knappen Kommissionsmehrheit dar. Das
Gesichtsverhüllungsverbot sei eine «Bestimmung über das Auftreten im öffentlichen
Raum und die Sicherheit» und damit «Sache der Kantone», so Zopfi. Die Zuständigkeit
des Bundes auf Basis der Strafrechtskompetenz sei ein «Gewürge», pflichtete
Kommissionskollege Andrea Caroni (fdp, AR) bei. Weiter erinnerte
Kommissionspräsident Zopfi daran, dass der Bundesrat selbst vor der Volksabstimmung
stets betont habe, für die Umsetzung der Verfassungsbestimmung seien dereinst die
Kantone zuständig. «Der Föderalismus sollte in der Kammer der Kantone schon so
fundiert verankert sein, dass er nicht beim kleinsten oder einem mittelgrossen
politischen Gegenwind einknickt», redete er seinen Ratskolleginnen und -kollegen ins
Gewissen.
Auf der anderen Seite argumentierte Antragsteller Marco Chiesa, es sei «von kapitaler
Wichtigkeit», dass es eine schweizweit einheitliche Regelung gebe. Das sei, was die
Initiantinnen und Initianten erwartet hätten und was von der Mehrheit der Schweizer
Stimmbevölkerung beschlossen worden sei. Mit einem «komplexen Flickenteppich von
kantonalen Normen» sei niemandem gedient, stiess Fraktionskollege Werner Salzmann
(svp, BE) ins selbe Horn. Kommissionsmitglied Daniel Fässler (mitte, AI), der sich
ebenfalls für Eintreten aussprach, merkte an, dass der Spielraum für kantonal
unterschiedliche Regelungen im Hinblick auf die streng definierten Ausnahmen
ohnehin klein sei, weshalb eine kantonale Umsetzung keinen Sinn mache. Der Parteilose
Thomas Minder (SH), der für die SVP-Fraktion in der SPK-SR sitzt, warf der
Kommissionsmehrheit vor, ein «Schwarzpeterspiel» zu spielen und die «heisse
Kartoffel» an die Kantone abschieben zu wollen. Er fühlte sich an die «materielle
Nichtumsetzung» der Masseneinwanderungsinitiative erinnert und warnte, der Burka-
Initiative drohe bei einem Nichteintreten nun eine «formelle Nichtumsetzung».
Abschliessend plädierte auch Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider für Eintreten.
Sie rief dem Rat in Erinnerung, dass sich in der Vernehmlassung nur ein Kanton gegen
den Gesetzesvorschlag ausgesprochen hatte. Das Gesetz garantiere eine einheitliche
Umsetzung der Verfassungsbestimmung im ganzen Land und bringe das
Gesichtsverhüllungsverbot ins Gleichgewicht mit den verfassungs- und
menschenrechtlichen Anforderungen an die Einschränkung von Grundrechten. Die
Ständekammer stimmte schliesslich mit 27 zu 15 Stimmen bei einer Enthaltung für
Eintreten, wobei sich die Ratslinke sowie einige vereinzelte Stimmen aus FDP und Mitte
dagegen stellten. Damit geht das Geschäft noch einmal an die Kommission zur
Detailberatung. 1
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1) AB SR, 2023, S. 121 ff.; Medienmitteilung SPK-SR vom 22.2.23; 24H, CdT, Lib, TA, 8.3.23
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